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Kosten-Wahrheit

Zur Rechtfertigung von Studienge-
bühren hat der Indikator „Kosten je
StudentIn“ Hochkonjunktur. Die Sch-
wächen der Indikatorenbildung und
der Interpretation sind nebensächlich
— ob nun mehr oder weniger: die ei-
gentlichen politischen Fragen werden
verdrängt.

n GÜNTER HEFLER

„Bei uns studiert man am längsten —
Österreich hält traurigen Rekord bei
Studiendauer und Studienkosten“ —
titelt die Kronen Zeitung am 14. Juni
2001 und greift damit — wie andere
österreichische Tageszeitungen auch —
eine APA Meldung vom Vortag auf. Die
Artikel — etwa im Kurier oder im Stan-
dard — übermitteln mehr oder minder
informationsverlustfrei, was die
Nachrichtenagentur über das profes-
sionell beworbene Erscheinen der acht-
en Ausgabe des OECD-Berichts „Educa-
tion at a glance“ zur Neuigkeit erhob.
„Akademische Ausbildung dauert in
Österreich mit durchschnittlich 6,4
Jahren zu lange und ist mit mehr als
einer Million Schilling pro Studieren-
dem doppelt so teuer wie im Durchsch-
nitt“ zitiert der Kurier.

Bildungsministerin Gehrer lässt noch
am selben Tag vermelden, sie sähe die
Politik der Regierung durch die OECD
bestätigt. „Die Untersuchung bestätige,
dass Österreich überdurchschnittlich
viel für Ausbildung von Schülern und
Studenten  inves t ie re .“  (APA,
13.6.2001). Bereits wenige Tage später
(am 30. Juni) schätzt sich ein Jus-Stu-
dent in einer vom Bildungsministerium
finanzierten Verlagsbeilage im Standard
glücklich, dank der Studiengebühren

endlich etwas zu der Million Schilling
Ausbildungskosten beitragen zu dürfen,
die für sein Studium anfielen. Die in
den Zeitungsberichten zitierten Studi-
enkosten von 72.184 US-Dollar je Stu-
dentIn scheinen noch weit symbol-
trächtiger als der bislang vom Ministeri-
um bemühte, im Hochschulbericht
1999 ausgewiesene Durchschnittswert
von öS 120.708,— je StudentIn und
Jahr.

Mediale Interpretationen
Dass aus dem Erscheinen eines Jahr-
buchs ein mediales Ereignis wird, liegt
zu allererst an der konsequenten
Pressearbeit der OECD-Teil-Institutio-
nen selbst: Jede Ausgabe des Education
Outlooks, der im wesentlichen die Ergeb-
nisse einer bildungsstatistischen Daten-
bank wiedergibt, findet — und nicht
nur in Österreich — großes mediales
Echo und reizt politische AkteurInnen
zu einschlägigen Kommentaren.

Dass nur ein Teil der Ergebnisse jähr-
lich neu erarbeitet werden, ist nicht das
einzige Detail, das den Zwängen der
Nachrichtenproduktion zum Opfer fällt.
Die Mehrheit aller Definitionsbes-
tandteile, die den gebotenen Indika-
toren wissenschaftliche Respektabilität
einbringen sollen — schließlich ist die
OECD eine der wichtigsten AnbieterIn-
nen wirtschaftsstatistischer Daten
weltweit — gehen „naturgemäß“ in der
Kette Presseaussendung — Agenturmel-
dung — Zeitungsartikel verloren.

Beispiel „längste Studienzeit“. Erstens
handelt es sich nicht um die Zeit bis
zum Abschluss, sondern um eine
mithilfe einer Näherungsformel berech-
neten durchschnittlichen Verweildauer
in einem Ausbildungssegment. Zweit-
ens handelt es sich nicht um „Univer-

sitätsstudentInnen“, sondern um alle
Personen im tertiären Bildungssegment
gemäß der International Standard Classi-
fication fo Education (ISCED 1976 bzw.
1997), die einjährige Lehrgänge genau-
so wie etwa pädagogische Lehranstal-
ten oder Fachhochschulen umfasst. Drit-
tens handelt es sich nicht um Indivi-
duen, sondern um Vollzeitäquivalente
(auch wenn das aufgrund der von Öster-
reich zur Verfügung gestellten Daten
kaum eine Rolle spielt). Viertens han-
delt es sich nicht um eine Neuigkeit:
die „durchschnittliche Verweildauer im
tertiären Bildungsbereich“ wurde 1997
für das Studienjahr 1994 errechnet und
in den OECD-Berichten seitdem un-
verändert fortgeschrieben.

Bei aller Verflachung der wiedergegebe-
nen Information scheinen doch die Ker-
naussagen gerettet, erhalten doch die
Daten ihren sensationellen und poli-
tischen Charakter allein aus der Rei-
hung, in die sie gebracht sind: in Öster-
reich studiert „man“ am längsten, „am
teuersten“ usw. — nicht zu vergessen
die „im OECD-Schnitt  niedrige
Akademikerquote“. .

Hinkende Vergleiche
Letztes Jahr noch wies das BMBWK zu
identen Befunden des Vorgänger-
berichts (am längsten, am teuersten, zu
wenige)  auf  „s trukturel le  Un-
zulänglichkeiten“ der Vergleichsansätze
hin (vgl. APA 16.5.2000). Tatsächlich
sind gerade die Unterschiede nationaler
Bildungssysteme und die daraus resul-
tierenden Einschränkungen der Ver-
gleichbarkeit eines der Hauptthemen
der bisher erschienenen acht Ausgaben
des Education Outlook.

Naheliegendes wird — in den sperrigen
Kommentarteilen und verteilt über acht
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Einzelausgaben — mitgeteilt. Unter-
schiede ergeben sich insbesondere aus
dem Verhältnis zwischen kurzen und
langen Studiengängen. Entscheidend
sind ferner die im Universitätsbudget
enthaltenen Forschungskosten. In Öster-
r e i c h  i s t  d e r  A n t e i l  d e r
Forschungskosten an den Ausgaben für
das tertiäre Segment unter allen unter-
suchten Staaten am höchsten (nämlich
37 %). Differenziertere Betrachtungen
ermöglichen ohne weiteres, die „Posi-
tion Österreichs“ in günstigerem Licht
erscheinen zu lassen.

Bessere Näherungen für den Indikator
„Kosten je StudentIn“ für Vergleichs-
und Bewertungszwecke lassen sich jed-
erzeit errechnen. In der von Wohlfahrt
und Sturn herausgegebenen Studie —
Der gebührenfreie Hochschulzugang und
seine Alternativen werden für die
Größen „Zahl der Studierenden“ und
„Gesamtaufwand“ alternative Berech-
nungen angestellt und argumentativ be-
gründet (vgl. die Übersicht). Insbeson-
dere wird dem Faktum „Teilzeits-
tudierende“ Rechnung getragen und
der Forschungsaufwand nicht als
Lehrkosten berücksichtigt. Der durch-
schnittliche institutionelle Lehraufwand
je StudentIn wird mit näherungsweise
öS 40.000,— je Studienjahr angenom-
men. Auch der Hinweis, dass der reale
Lehraufwand teils höher, teils — in Stu-
dien mit sehr schlechtem Betreuungsver-
hältnis — deutlich niedriger ist, fehlt
nicht.

Was heißt hier Kosten?
Allen in der Übersicht skizzierten
Durchschnittskosten ist eine Eigen-
schaft gemein: sie messen nicht eine
Leistung, die StudentInnen tatsächlich
zur Verfügung steht. Es geht nicht um
reale Unterrichtsstunden, nicht um
reale Betreuungseinheiten, nicht um
zur Verfügung gestellte Infrastruktur.

Eine idealtypische Wirtschaftswissen-
schafterIn würde über die Interpreta-
tion „Durchschnittskosten = erbrachte
Leistung“ auch nur den Kopf schütteln.
Ein Indikator hilft Problemzonen — „Ef-
fizienzdefizite“ — zu identifizieren.
Vielleicht kosten unsere Universitätspro-
fessorInnen zuviel? Vielleicht sind die
Fixkosten zu hoch? Vielleicht haben
wir zu wenige StudentInnen, eine zu
starke Unterauslastung? „Das muß man
sich erst genau anschauen“ — heißt die
gegen Kritik immunisierende Zauber-
formel. Die politische Agenda, die mit
der Durchsetzung von ausgewählten
Kennzahlen einhergeht, bleibt jedoch
bestehen. Durch den Rückzug auf eine
methoden„kritische“, „schwache“ „wis-
senschaftliche“ Interpretation der In-
dikatoren werden die politischen Ef-
f e k t e  —  d e n e n  g e r a d e  d i e
Wirtschaftswissenschaften viel an fi-
nanzieller Unterstützung verdanken —
schlichtweg verleugnet.

Nichtmessbares messbar machen ist der
Sinn von Indikatoren: die Beurteilung,
ob ein gebildeter Indikator anders nicht
beobachtbare Phänomene erfasst und
ob mit ihm die relevanten Phänomene
erfasst werden, bleibt - über alle defini-
torischen und technischen Fragen hin-
weg — entscheidend.

Es sind nicht nur Mängel der Robus-
theit im Zeitverlauf, die den OECD-In-
dikator „Kosten/Studentin“ so proble-
matisch machen. (vgl. Diagramm: Wer
von uns hat irgendetwas von den aus-
gewiesenen Schwankungen „Ausgaben
je StudentIn“ mitbekommen?). Es ist
das politisch instrumentalisierte Fehlen
der Insistenz darauf, die Verbindung
zwischen den Messergebnissen der In-
d ikatoren und der  vorgebl ich
beschriebenen Realität zu explizieren.

Durchschnittsbildungen weisen immer
das Problem auf, dass die Ergebnisse
vom Zähler (Ausgaben) wie vom Nenn-

er (StudentInnenzahl) gleichermaßen
abhängen. Veränderungen in Global-
größen — selbst vielfältig zusammenge-
setzt — unkommentiert als Beschreibun-
gen von Realitäten auszugeben („Viel
Geld für Studierende“) ist die vielkri-
tisierte „Manipulation mit Statistik“.
Jede Kritik an der Verwendung und In-
strumentalisierung statistischer Indika-
toren bleibt jedoch hilflose Rhetorik,
wenn nicht alternative Beschreibungen
— neue Evidenzen — erzeugt werden
können.

Neue Soziographie,
alternative Indikatoren,
linke Politik
Indikatoren enthalten eine Theorie, wo-
rauf es gesellschaftspolitisch ankommt.
Mit dem Indikator „Ausgaben je Stu-
dentIn“ ist die Polemik, eine ge-
sellschaftliche Gruppe bekäme etwas
ohne Gegenleistung („neo-liberale
Variante“) bzw. werde gegenüber an-
deren Bevölkerungsgruppen bevorzugt
(liberal-sozialdemokratische Variante)
mitproduziert, der Verteilungskampf
eröffnet. Wenn sich diese Kernaussage
hält, ist es nahezu gleichgültig, wie real-
istisch oder absurd der Indikator misst.

Angreifbar sind Indikatoren nur durch
die Etablierung neuer Indikatoren, die
neue politische Programmatiken mit
sich bringen. Die (neuerliche) Setzung
politischer Agenden, die (sozialwissen-
schaftliche) Beschreibung der Problem-
bereiche und die Erfindung neuer Kenn-
zahlen, die den Handlungsbedarf unter-
mauern, bilden eine Einheit. Zwei belie-
bige Beispiele:

Also: Institutionen wie Universitäten,
die große Bevölkerungsteile aussch-
ließen, üben symbolische Gewalt über
die Ausgeschlossenen aus: Sie beein-
flussen das Leben von Menschen, die
auf die Gestaltung dieser Institutionen
so gut wie keinen Einfluss haben, weil
sie aus ihnen ausgeschlossen sind —
das ist eine altbekannte Begründung für
die Notwendigkeit, die Hochschulen zu
öffnen, Forschung und Lehre für und
durch alle zu fordern. Indikator für die
Öffnung wäre z. B. der Anteil der
Bevölkerung, der jederzeit in der Lage
ist, ein Hochschulstudium eigener Wahl
aufzunehmen und damit Einfluss auf
das, was in Krankenhäusern getan oder
in Schulen unterrichtet wird, zu neh-

Übersicht: Rezente Vorschläge Indikatoren

„Kosten je Studentin“ in Österreich

Bildungsausgaben pro Studierenden in

Österreich (OECD Education Outlook)

Quelle: OECD 1992 - 2001, eigene Berech-

nungen
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men.

Also: Wir stellen fest, welche Ressour-
cen Studierende für ihr Studium benöti-
gen ,  wie  v ie l  an  innovat iven ,
forschungsbezogenen Inhalten, wie viel
Betreuung durch Lehrende, wie viel
Zeit zur kollektiven Arbeit mit KollegIn-
nen, wie viel Anerkennung für er-
brachte Lern- und Forschungsleistun-
gen, wie viel Gestaltungsautonomie der
individuellen und institutionellen
Abläufe, welche Gegenstrategien gegen
diskriminierende, sexistische, rassis-
tische Praktiken, wie viel soziale Ab-
sicherung, welche Unterstützung zum
selbstbestimmten Einstieg in die Beruf-
stätigkeit usw. Dann stellen wir fest,
wie viel davon die Universitäten bieten
und wie sich das Angebot im Zeitver-
lauf geändert hat, ob es Ungleichheiten
gibt, ob das Ausmaß dieser Ungleich-
heiten steigt und ob die Benachteiligun-
gen z.B. in einem signifikanten Verhält-
nis zum Geschlecht und zur verfüg-
baren materiellen Grundausstattung ste-
hen.

... und nicht vergessen ...

Versuche, mit den immer selben Indika-
toren weitere Einschränkungen und Ver-
schlechterungen im Hochschulbereich
zu rechtfertigen, kommen so bestimmt
wie die neunte Ausgabe des Education
Outlooks. Die Vorteile der durch die Stu-
diengebühren radikal sinkenden Inskrip-
tionszahlen hat Ministerin Gehrer in
Beantwortung einer parlamentarischen
Anfrage ihres Parteifreundes Werner
Amon schon skizziert: „Durch die Ein-
führung der Gebühren wird es laut
Gehrer auch zu einer Bereinigung der
Studierendendaten und damit auch all
jener Indikatoren und Benchmarks kom-
men in deren Berechnung die Ge-
samtzahl der Studierenden eingeht. So
sei zu erwarten, dass sich das Betreu-
ungsverhältnis  an den wissen-
schaftlichen Unis zwischen Uni-Profes-
soren und Studenten von derzeit 1:23,9
auf 1:16,2 verändern werde. Auch die
staatlichen Ausgaben pro StudentIn
würden s ich  von derze i t  rund
110.000,— öS pro Jahr auf rund
170.000,— öS erhöhen.“ (on-line stan-
dard/APA 20.08.2001) . 2004 wird dem-
nach die OECD feststellen, dass in Öster-
reich für jede StudentIn rund 2 Millio-

nen Schilling zur Verfügung stehen, so-
viel wie nirgends sonst auf der Welt.
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